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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit einer Motion wollte der Berner Nationalrat und Arzt Günter (sp, BE) den Bundesrat
verpflichten, eine Kommission zur Untersuchung medizinischer Zwischenfälle
einzusetzen. Günter argumentierte, Flugunfälle würden heute systematisch analysiert,
um daraus Lehren für die Zukunft zu ziehen; dies sei im medizinischen Bereich noch
allzu häufig nicht der Fall. Auf Antrag des Bundesrates wurde der Vorstoss, nachdem er
von Hess (cvp, ZG) bekämpft worden war, in Postulatsform überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat war bereit, eine Motion Gross (sp, TG), die ihn verpflichten wollte, die
Finanzierung der stationären und der ambulanten Pflege (Pflegeheime und Spitex)
grundsätzlich vollkostendeckend sicherstellen, als Postulat entgegen zu nehmen. Der
Vorstoss wurde aber von Bortoluzzi (svp, ZH) bekämpft und deshalb vorderhand der
Diskussion entzogen. 2

MOTION
DATUM: 22.12.1999
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von Vergleichszahlen aus den USA schätzte das Bundesamt für
Sozialversicherung (BSV), dass in den Akutspitälern der Schweiz jährlich bis zu 3000
Todesfälle die Folge von medizinischen Fehlleistungen sind. Diese Zahlenextrapolation
blieb von der Ärzteschaft nicht unwidersprochen, die höchstens 250 Fälle pro Jahr
gelten lassen wollte. Der Berner SP-Nationalrat und Anästhesiearzt Günter hatte bereits
1998 mit einer Motion die Einsetzung einer Spezialkommission für die Erfassung von
medizinischen Zwischenfällen gefordert; auf Antrag des Bundesrates, der mögliche
Massnahmen näher prüfen wollte, war der Vorstoss lediglich als Postulat angenommen
worden. Günter doppelte umgehend nach und verlangte mit einer weiteren Motion
zumindest eine Sammelstelle für Gutachten zu medizinischen Kunstfehlern. Der
Bundesrat erachtete den Auftrag von 1998 als ausreichend und beantragte erfolgreich
Ablehnung. Unterstützung fand er dabei bei Günters Waadtländer Arztkollegen Guisan
(fdp), der vor einer in Emotionalität ausartenden Debatte über Ärztefehler warnte. (Eine
an mehreren Universitätsspitälern durchgeführte Studie zeigte, dass 11,6% der
Patienten sich im Spital einen Infekt zuziehen, der nichts mit ihrer eigentlichen
Krankheit zu tun hat. Damit liegt die Schweiz im europäischen Durchschnitt) 3

MOTION
DATUM: 21.03.2000
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat den Bundesrat mit einer Motion seiner SGK
verpflichten wollen, für die Qualitätssicherung und Patientensicherheit in der
medizinischen Behandlung zu sorgen. Der Ständerat hatte den Auftrag aus Rücksicht
auf die Kantonshoheit im Gesundheitswesen dahingehend abgeschwächt, dass der
Bund nur für die Steuerung, die Regulierung und die Koordination dieser Fragen
zuständig sein soll. Dieser Sicht schloss sich nun auch die grosse Kammer an. 4

MOTION
DATUM: 14.03.2006
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Baumann (svp, TG) nahm Bezug auf erschreckende Vorfälle in einem
Stadtzürcher Alters- und Pflegeheim und beauftragte den Bundesrat, eine Ergänzung
des Strafgesetzbuches auszuarbeiten, mit welcher die Menschenwürde von
Pflegebefohlenen strafrechtlich geschützt werden kann. Entsprechend dem Motionär
sei es eine offensichtliche Lücke des Gesetzes, dass Demenzkranke im Gegensatz zu
Strafgefangenen, Zöglingen von Internaten, Waisenheimen, Kinderkrippen sowie
Lehrlinge, strafrechtlich nicht extra geschützt werden. Diese Auffassung teilte der
Bundesrat nicht. Er war der Meinung, dass die geltenden Bestimmungen ausreichen, um
Misshandlungen von Pflegebefohlenen unabhängig von deren Alter zu ahnden. Der
Nationalrat folgte knapp dem Antrag des Bundesrates und lehnte die Motion mit 90 zu
88 Stimmen ab. 5

MOTION
DATUM: 03.06.2009
LINDA ROHRER

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Les chambres ont adopté une motion Joder (udc, BE) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer des mesures garantissant la non-discrimination des prestataires privés
d’aide à domicile dans la mise en œuvre du nouveau régime de financement des soins.
Le postulant estime que les acteurs privés sont fortement défavorisés malgré la
nouvelle loi sur le financement (BRG 05.025) des soins adoptée en 2008. 6

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

In zwei Motionen hatte Nationalrätin Heim (sp, SO) bereits 2010 Massnahmen für eine
bessere Patientensicherheit beantragt. Unter dem Titel „Vita Sicura“ wird der
Bundesrat beauftragt, einerseits Risikoforschung zu betreiben und andererseits
gemeinsam mit den Kantonen strategische und konkrete Massnahmen für die Erhöhung
der Patientensicherheit zu veranlassen. Das Problem sei von privaten Akteuren erkannt
worden, jedoch reichten die finanziellen Mittel nicht aus, so die Begründung. Zudem
ersparten Investitionen in die Patientensicherheit dem Gesundheitswesen
Schadenskosten in der Höhe mehrerer Hundert Millionen Franken. Es gelte, in
Zusammenarbeit mit der Stiftung für Patientensicherheit die Risiken in der
medizinischen Behandlung sach- und fachgerecht anzugehen. Dazu sei die Position der
Stiftung zu stärken und ihre Finanzierung abzusichern. Der Bundesrat hatte in einem
Bericht zwar bereits die Notwendigkeit der Berücksichtigung der Patientensicherheit
anerkannt und den geforderten Weg eingeschlagen, dennoch unterstützte er die beiden
Motionen. Der Nationalrat hatte diese im Juni 2011 gutgeheissen. Mitte 2012 folgte auch
die kleine Kammer dem Votum. 7

MOTION
DATUM: 04.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mittels Motion forderte Maya Graf (sp, BL) den Bundesrat dazu auf, mit einer Änderung
an der KLV sicherzustellen, dass Demenzkranke eine an ihre Situation angepasste
Versorgung bezüglich Pflegeleistungen erhalten. In der Vergangenheit habe sich
herausgestellt, dass viele Leistungen, auf welche die Betroffenen angewiesen seien,
nicht in den durch die KLV definierten Bereich fielen. Zwar decke das KVG etwa das
Waschen und die Nahrungseingabe durch Pflegefachpersonen ab, nicht aber «die
Anleitung und Überwachung bei Körperpflege und Nahrungsaufnahme», die bei an
Demenz erkrankten Menschen gegebenenfalls eher nötig wäre. Weiter gehe aus der
Evaluation der Nationalen Demenzstrategie 2014–2019 hervor, dass die Finanzierung
von Pflegeleistungen im Bereich Demenz «nach wie vor» nicht garantiert sei. In der
Herbstsession 2021 veranschaulichte Manuela Weichelt-Picard (al, ZG), welche das
Geschäft nach der Wahl Grafs in den Ständerat übernommen hatte, die Lebenssituation
einer demenzkranken Frau anhand eines fiktiven Beispiels. Da diese weiterhin zuhause
wohnen möchte, sei sie auf gewisse Unterstützung durch Gesundheitsfachpersonen
angewiesen. Die von ihr benötigten Leistungen würden jedoch nicht von der OKP
übernommen, da sie nicht in das KVG eingeschlossen sind. Gesundheitsminister Berset
war hingegen der Ansicht, dass diesbezüglich bereits Einiges unternommen werde –
unter anderem sei in der Zwischenzeit ein Artikel der KLV in Kraft getreten, welcher die
Verbesserung der Harmonisierung und Unterscheidung zwischen Pflege- und
Betreuungsleistungen betreffe. Daher empfehle der Bundesrat die Ablehnung des
Geschäfts. Die Mehrheit der grossen Kammer liess sich von diesen Worten jedoch nicht
überzeugen. Mit 136 zu 46 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die
Motion an, wobei 44 ablehnende Stimmen aus dem Lager der SVP-Fraktion stammten. 8

MOTION
DATUM: 22.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

Nationalrätin Vermot (sp, BE) wollte mit einer Motion erreichen, dass der Bund enge
Rahmenbedingungen für die Erbringung von Spitex-Leistungen setzt, insbesondere in
den Bereichen Wirtschaftlichkeit sowie Aus- und Weiterbildung. Sie argumentierte,
Spitex gehöre zwar strukturell zum ambulanten Bereich, führe jedoch dazu, dass die
Kantone Kosten im stationären Bereich sparen können, weshalb nicht einzusehen sei,
weshalb nicht auch hier eine Globalbudgetierung zum Zug kommen sollte. Der
Bundesrat replizierte, heute gelte der Grundsatz, dass Spitex eben gerade nicht der
Planung unterworfen werde, um so ihr volles Entwicklungspotential auszuschöpfen; er
erklärte sich aber bereit, die Frage im Rahmen neuer Formen der Spitalfinanzierung mit
zu prüfen. Auf seinen Antrag wurde der Vorstoss in Postulatsform überwiesen. 9

MOTION
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI
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Mit einer Motion forderte der Berner SVP-Nationalrat Joder, durch eine Teilrevision des
KVG die Krankenpflege als eigenständige Leistung zu definieren und die Spitäler und
Heime zu verpflichten, den Nachweis einer quantitativ und qualitativ genügenden
Pflege zu erbringen. Joder reagierte so auf das in den letzten Jahren immer
offensichtlicher gewordene Malaise im Pflegebereich und auf den Umstand, dass
schweizweit 1300 bis 2000 qualifizierte Pflegestellen unbesetzt sind. Mit dieser
Anerkennung soll der Berufsstand wieder attraktiver gemacht werden. Gegen den Willen
des Bundesrates, der auf die kantonalen Prärogativen im Bereich der Pflege verwies,
wurde der Vorstoss mit 91 zu 59 Stimmen in der verbindlichen Form angenommen.

Der Schweizerische Spitalverband H+ stelle sich als Arbeitgeber hinter die Forderungen
des Spitalpersonals und verlangte mehr Mittel und mehr qualifizierte Mitarbeitende.
Mitte November fanden in der ganzen Schweiz Kundgebungen des Pflegepersonals statt,
an denen insgesamt rund 15'000 Personen teilnahmen 10

MOTION
DATUM: 03.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine Motion des Nationalrats Joder (svp, BE) für eine Aufwertung
der Krankenpflege ab, weil sie die Autonomie der Kantone im Pflegebereich tangiert
hätte, überwies aber ein analoges Postulat seiner SGK sowie eine Empfehlung der SGK
zur Qualitätssicherung in den Spitälern. 11

MOTION
DATUM: 18.09.2002
MARIANNE BENTELI

Eine von der SGK-NR im Frühjahr eingereichte Kommissionsmotion über die
Qualitätssicherung in Pflegeheimen gelangte im Herbst ins Plenum. Der Bundesrat wird
beauftragt, die nötigen gesetzlichen Grundlagen vorzuschlagen, um Pflege- und
Altersheime in die Qualitätsstrategie des Bundes im schweizerischen
Gesundheitswesen zu integrieren und damit die Qualität der Pflege und Betreuung in
diesen Einrichtungen zu sichern. Zu diesem Zweck muss die Qualität in der Pflege und
Betreuung einheitlich erfasst werden, um die Vergleichbarkeit der Leistungen sowie die
Rechtmässigkeit der Preise in den Alters- und Pflegeheimen zu gewährleisten. In seiner
Stellungnahme verwies der Bundesrat auf den Konkretisierungsbericht zur
Qualitätsstrategie aus dem Jahr 2011, wo er die Entwicklung von schweizweiten
Qualitätsindikatoren in Pflegeheimen als einen Schwerpunkt unter den Aktivitäten in
der Übergangsphase 2011-2014 bezeichnet hatte; die Motion sei damit praktisch erfüllt.
Das Plenum folgte allerdings der einstimmigen Empfehlung seiner Kommission und
nahm die Motion mit 144 zu 13 Stimmen an. Der Ständerat behandelt das Anliegen erst
im Folgejahr. 12

MOTION
DATUM: 20.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einer Fraktionsmotion hatte die CVP/EVP/glp-Fraktion im Herbst 2011 angesichts
des sich abzeichnenden Mangels an Pflege- und Betreuungspersonal
Umschulungsmöglichkeiten und Zweitausbildungen für Pflegepersonal gefordert.
Bestehende Lücken beim Personal würden gegenwärtig durch Fachkräfte aus dem
Ausland gedeckt. Für Personen, welche nach einer längeren Familienpause den
beruflichen Wiedereinstieg suchen, sowie für ältere Menschen, die sich langsam dem
Pensionsalter nähern oder es bereits erreichen, seien Umschulungsmöglichkeiten und
Zweitausbildungen im Pflegewesen zu fördern und zu unterstützen. Solche
Ausbildungen seien zu erleichtern und steuerlich zu begünstigen. In einer umfassenden
Antwort nahm der Bundesrat das Anliegen auf und verwies auf den „Masterplan Bildung
Pflegeberufe“, welcher vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen und OdA Santé
(Dachorganisation der Arbeitswelt Gesundheit) 2010 erstellt worden war. Die
geforderten Begünstigungen seien darin bereits angedacht. Zudem sei es im Rahmen
des revidierten Rahmenlehrplans Pflege HF seit Februar 2011 in verschiedenen
Kantonen möglich, berufsbegleitende oder verkürzte Ausbildungen zu absolvieren. Im
Zusammenhang mit der steuerlichen Begünstigung von Aus- und Weiterbildungen
verwies die Regierung auf das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der
berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten, welches sich in der
parlamentarischen Behandlung befand. Durch die zahlreichen Bestrebungen, welche
bereits ergriffen worden waren, sah der Bundesrat die Anliegen der Motion bereits
weitgehend als erfüllt an und stellte deswegen den Antrag auf Ablehnung. Dagegen
stellte sich die erstberatende Kommission (WBK-NR) und beantragte dem Plenum mit 9
zu 0 Stimmen die Annahme des Geschäfts. In einer kurzen Debatte stellte sich die
grosse Kammer gegen den Bundesrat und winkte das Geschäft mit 112 gegen 55 dank
einer geschlossenen Haltung von Links-Grün durch. Der Ständerat wird das Geschäft
erst 2013 behandeln. 13

MOTION
DATUM: 27.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bereits 2011 hatten diverse Mitteparteien mit einer CVP/EVP/glp-Fraktionsmotion auf
einen zu erwartenden Mangel an Pflege- und Betreuungspersonal reagiert. Mit
Umschulungsmöglichkeiten und Zweitausbildungen für Pflegepersonal soll es
Personen, welche den beruflichen Wiedereinstieg suchen, erleichtert werden Fuss zu
fassen. Die vorberatende Kommission des Nationalrates und das Ratsplenum hatten das
Anliegen im Vorjahr gegen den Willen des Bundesrates angenommen. Im März des
Berichtsjahres beriet nun die kleine Kammer das Geschäft. Deren SGK hatte sich
ebenfalls für die Annahme ausgesprochen, weswegen keine grössere Gegenwehr aus
dem Rat zu erwarten war. Neben der Kommissionssprecherin Häberli-Koller (cvp, TG)
setzte sich auch der ehemalige Zuger Gesundheitsdirektor, Ständerat Eder (fdp, ZG) für
die Motion ein. Trotz deutlichen Voten und den positiven Vorzeichen aus dem
Nationalrat setzte sich Bundesrat Schneider-Ammann aufgrund bereits bestehender
Bestrebungen nochmals gegen den Vorstoss ein. Mit 24 zu 3 Stimmen genoss die
Motion jedoch schliesslich auch im Ständerat solide Unterstützung. 14

MOTION
DATUM: 21.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In einer Motion forderte Nationalrätin Schneeberger (fdp, BL), dass das Seco vom
Bundesrat beauftragt werde, einen Leistungskatalog im Bereich der häuslichen Pflege
auszuarbeiten. Über diesen sollten Leistungen ausserhalb des KVG abgegolten werden,
namentlich auch solche, die ausserhalb des Arbeitsvermittlungsgesetzes (AVG) erbracht
werden. Diese Massnahme wurde als relevant erachtet, da Anbieterinnen von häuslicher
Pflege vom Seco unter das AVG unterstellt wurden, dies vorwiegend zur Vorbeugung
unkontrollierter Zuwanderung und Lohndumpings. Die Beurteilung, ob eine Leistung
unter das AVG falle oder nicht verursache Unsicherheit, Kosten und schade nicht
zuletzt auch einer günstigen, privat finanzierten Versorgung. Die geforderte Lösung wird
als unkompliziertes Vehikel betrachtet, diese Unsicherheit zu beheben: Das Seco soll
zusammen mit der Branche einen Leistungskatalog erarbeiten, worin möglichst
verbindlich geklärt wird, welche Form der häuslichen Pflege unter dem AVG geregelt ist
und welche nicht. Das Seco hatte sich bereits vor der Verabschiedung im Rat bereit
erklärt, diesen Weg zu gehen. Der Nationalrat hatte das Geschäft in der
Frühjahrssession stillschweigend dem Ständerat überwiesen, welcher im Folgejahr
damit konfrontiert wird. 15

MOTION
DATUM: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In der Herbstsession 2021 behandelte der Nationalrat eine Motion zur Einführung einer
«nurse to patient ratio» zur Verbesserung der Pflegequalität und zur Reduktion der
Pflegekosten, die 2019 von der BDP-Fraktion eingereicht worden war. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Geschäfts, da das Verhältnis von Pflegefachkräften zur
Patientenschaft durch die Komplexität der vorliegenden Krankheiten und die
Strukturen der Versorgungssysteme bestimmt werde. Allerdings zeigte sich die
Landesregierung bereit, im Zusammenhang mit der Beantwortung eines Postulats
Marchand-Balet (cvp, VS; Po. 18.3602) die Frage bezüglich eines Personalschlüssels und
der damit in Verbindung stehenden Qualität und Patientensicherheit aufzugreifen.
Entgegen der bundesrätlichen Empfehlung nahm der Nationalrat die Motion jedoch mit
106 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an, wobei die Nein-Stimmen mit einer Ausnahme
alle aus den Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen stammten. 16

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Herbst 2019 reichte die BDP-Fraktion eine Motion ein, mit der sie den Bundesrat
beauftragen wollte, die medizinischen Qualitätsindikatoren im ambulanten
Pflegebereich auf die gleiche Weise zu überwachen und zu veröffentlichen wie die
Indikatoren für den stationären Pflegebereich, wo dies mit den nach Artikel 59a des
KVG erhobenen Daten erfolge. Diese beinhalten unter anderem Angaben zur
Wirksamkeit, Angemessenheit und Sicherheit von Leistungen. Die Fraktion begründete
ihren Vorstoss mit der demographischen Entwicklung, die nicht nur die
Gesundheitskosten und die AHV beeinflusse, sondern auch die Pflege und die damit
verbundene Patientensicherheit. Die entsprechenden Daten würden durch die
Leistungserbringenden bereits erhoben. In seiner Stellungnahme gab der Bundesrat
bekannt, dass bei der ambulanten Pflege zwar Handlungsbedarf bestehe, dass die
zuständigen Bundesstellen die Angelegenheit jedoch bereits in Angriff genommen
hätten. Deshalb spreche sich die Landesregierung gegen den Vorstoss aus. Die Motion
kam in der Herbstsession 2021 in den Nationalrat, wo sie mit 187 zu 1 Stimme (bei 1
Enthaltung) angenommen wurde. 17

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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